
 

Bericht des Vorstands der Nemetschek SE zu den unter Tagesordnungspunkt 7 genannten 
Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss (§ 186 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 71 Abs. 1 
Nr. 8 AktG) 

Unter Tagesordnungspunkt 7 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, der Gesellschaft die Möglichkeit zu 
eröffnen, in den Grenzen des § 71 Abs. 2 Satz 1 AktG eigene Aktien zu erwerben. Die von der 
Hauptversammlung vom 28. Mai 2019 erteilte Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien ist bis zum 28. Mai 
2024 befristet und soll erneuert werden. Die Gesellschaft soll wieder die Möglichkeit erhalten, eigene 
Aktien bis zu 10 % des derzeitigen oder des bei Ausübung der Ermächtigung niedrigeren Grundkapitals zu 
erwerben. Die Ermächtigung soll mit einer Laufzeit von 5 Jahren ausgestattet sein. Der Erwerb eigener 
Aktien durch die Gesellschaft kann zu allen rechtlich zulässigen Zwecken erfolgen.  

1. Erwerb eigener Aktien unter Ermächtigung zum Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts 

Die eigenen Aktien sollen zunächst über die Börse, mittels eines an alle Aktionäre der Gesellschaft 
gerichteten öffentlichen Erwerbsangebots oder mittels einer an alle Aktionäre der Gesellschaft 
gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erworben werden können.  

Bei Erwerb eigener Aktien steht den Aktionären grundsätzlich ein Andienungsrecht zu. Bei einem 
öffentlichen Erwerbsangebot sowie bei einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten kann es dazu kommen, dass die von den Aktionären angebotene Menge an 
Aktien der Gesellschaft die von der Gesellschaft nachgefragte Menge an Aktien übersteigt. In 
diesem Fall muss eine Zuteilung nach Quoten erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, eine 
bevorrechtigte Annahme geringerer Stückzahlen bis zu maximal 100 Stück angedienter Aktien je 
Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu 
erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung 
zu erleichtern. Das Erwerbsverfahren wird damit vereinfacht. Der Vorstand hält einen hierin 
liegenden Ausschluss eines etwaigen weitergehenden gesetzlichen Andienungsrechts der Aktionäre 
für sachlich gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären für angemessen. 

2. Verwendung eigener Aktien unter Ermächtigung zum Bezugsrechtsauschluss 

Die eigenen Aktien, welche die Gesellschaft erwirbt, können über die Börse oder durch ein 
öffentliches Angebot an alle Aktionäre wieder veräußert werden. Mit dieser Möglichkeit wird dem 
gesetzlichen Gleichbehandlungsgrundsatz Rechnung getragen (§ 53a AktG). 

Bei der Verwendung eigener Aktien steht den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. In den 
folgenden Fällen ist das Bezugsrecht nach der Ermächtigung jedoch ausgeschlossen oder der 
Vorstand wird ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. 

a) Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht in Buchstabe b) aa) vor, dass der Vorstand in 
entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG eine Veräußerung der 
erworbenen eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre auch in 
anderer Weise als über die Börse oder durch ein an alle Aktionäre gerichtetes 
Veräußerungsangebot vornehmen kann, beispielsweise an institutionelle Anleger, wenn die 
Aktien zu einem Preis veräußert werden, der den durch die Eröffnungsauktion ermittelten 



 

Kurs von Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse am 
Tag der verbindlichen Vereinbarung nicht wesentlich unterschreitet. Das liegt im Interesse 
der Gesellschaft und ihrer Aktionäre und versetzt die Gesellschaft in die Lage, auf günstige 
Börsensituationen kurzfristig und flexibel zu reagieren. Der Vorstand wird sich – unter 
Berücksichtigung der jeweils aktuellen Marktbedingungen – dabei bemühen, einen 
eventuellen Abschlag auf den Börsenkurs so niedrig wie möglich zu bemessen. Diese 
Verwendungsermächtigung ist beschränkt auf Aktien mit einem anteiligen Betrag des 
Grundkapitals, der insgesamt 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht übersteigen 
darf, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist 
– im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Da die Ausgabe von Aktien und 
sonstigen Wertpapieren unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender 
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auch auf andere Weise möglich ist und eine 
mehrfache parallele Ausnutzung der Höchstgrenze von 10 % ausgeschlossen werden soll, 
sieht der Ermächtigungsbeschluss in diesen Fällen eine Anrechnung aller so ausgegebenen 
Aktien und aufgrund solcher sonstigen Wertpapiere auszugebenden Aktien vor. 

Hierdurch wird dem Interesse der Aktionäre an einem wertmäßigen Verwässerungsschutz 
Rechnung getragen. Außerdem behält jeder Aktionär durch den börsenkursnahen 
Platzierungspreis der neuen Aktien die Möglichkeit, die zur Aufrechterhaltung seiner 
Anteilsquote erforderlichen Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen am Markt zu 
erwerben.  

b) Der Vorstand soll zudem ermächtigt werden, die erworbenen eigenen Aktien unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre als Gegenleistung im Rahmen des 
Zusammenschlusses mit anderen Unternehmen, des Erwerbs von Unternehmen, Teilen von 
Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen oder des Erwerbs von sonstigen 
Vermögensgegenständen anzubieten oder zu übertragen (Buchstabe b) bb) der 
vorgeschlagenen Ermächtigung). Die Ermächtigung soll dabei auch die Möglichkeit 
umfassen, in diesem Zusammenhang Wandel- oder Bezugsrechte sowie Erwerbsoptionen 
einzuräumen und Aktien im Rahmen einer Wertpapierleihe zu überlassen. Für beides muss 
das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden. 

Durch diese Ermächtigung soll die Nemetschek SE in Ergänzung zu der bestehenden 
Möglichkeit der Ausnutzung des genehmigten Kapitals die Möglichkeit erhalten, eigene 
Aktien der Gesellschaft in geeigneten Fällen als Akquisitionswährung einzusetzen und 
dadurch kurzfristig und flexibel auf vorteilhafte Angebote oder sich bietende Gelegenheiten 
zu reagieren. Die Möglichkeit zur Überlassung von eigenen Aktien in den vorstehend 
benannten Fällen kann sich zudem gegenüber der Hingabe von Geld als die günstigere – 
weil liquiditätsschonende – Finanzierungsform für die Gesellschaft erweisen und liegt damit 
auch im Interesse der Aktionäre. Der Preis, zu dem eigene Aktien in den vorstehend 
benannten Fällen verwendet werden, hängt von den jeweiligen Umständen des Einzelfalls 
und vom jeweiligen Zeitpunkt ab. Der Vorstand wird darauf achten, dass die Interessen der 
Aktionäre durch eine angemessene Festlegung der Bewertungsrelation gewahrt werden. Bei 
der Preisfestsetzung wird der Vorstand sich an den Interessen der Gesellschaft sowie, 
soweit möglich, am Börsenkurs ausrichten. Eine schematische Anknüpfung an den 



 

Börsenpreis ist hierbei aber nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte 
Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenpreises in Frage zu stellen. 

c) Ferner soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien zur Erfüllung 
beziehungsweise zur Absicherung von Wandlungs- oder Optionsrechten oder von 
Wandlungspflichten oder Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft, insbesondere aus und 
im Zusammenhang mit von der Gesellschaft oder von einem Konzernunternehmen der 
Gesellschaft im Sinne von § 18 AktG ausgegebenen Wandel- bzw. 
Optionsschuldverschreibungen zu verwenden (Buchstabe b) cc) der vorgeschlagenen 
Ermächtigung). Wie schon die Verwendungsermächtigung unter Buchstabe b) aa) ist auch 
diese Verwendungsermächtigung beschränkt auf Aktien mit einem anteiligen Betrag des 
Grundkapitals, der insgesamt 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht übersteigen 
darf, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist 
– im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Da die Ausgabe von Aktien und 
sonstigen Wertpapieren unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender 
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auch auf andere Weise möglich ist und eine 
mehrfache parallele Ausnutzung der Höchstgrenze von 10 % ausgeschlossen werden soll, 
sieht der Ermächtigungsbeschluss in diesen Fällen eine Anrechnung aller so ausgegebenen 
Aktien und aufgrund solcher sonstigen Wertpapiere auszugebenden Aktien vor. 

Durch die vorgeschlagene Beschlussfassung wird keine neue oder weitere Ermächtigung 
zur Ausgabe von Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen geschaffen. Sie dient 
lediglich dem Zweck, der Gesellschaft die Möglichkeit einzuräumen, Options- bzw. 
Wandlungsrechte oder Wandlungspflichten oder Erwerbsrechte auf Aktien der Gesellschaft, 
die aufgrund anderweitiger Ermächtigungen der Hauptversammlung begründet wurden oder 
werden, mit eigenen Aktien anstelle der Inanspruchnahme des ansonsten vorgesehenen 
bedingten Kapitals zu bedienen, wenn dies im Einzelfall im Interesse der Gesellschaft liegt. 
Die Nutzung eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss an Stelle neuer Aktien aus 
bedingtem Kapital bei der Erfüllung von Lieferpflichten für Aktien der Gesellschaft kann 
zweckmäßig sein, um günstige Marktverhältnisse auszunutzen. Diese Verwendung liegt 
zudem im Interesse der anderen Aktionäre, da dadurch das Grundkapital der Gesellschaft 
nicht erhöht wird und insoweit keine Verwässerung der übrigen Aktionäre eintreten kann. 

d) Außerdem sollen die eigenen Aktien zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende 
(scrip dividend) verwendet werden können (Buchstabe b) dd) der vorgeschlagenen 
Ermächtigung). Sofern zur Durchführung der Aktiendividende ein Bezugsrechtsausschluss 
im Sinne des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erforderlich ist, soll der Vorstand in diesem 
Zusammenhang ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre auszuschließen, um eine Aktiendividende zu optimalen Bedingungen durchführen 
zu können. Bei der Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien wird den Aktionären 
angeboten, ihren mit dem Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung 
entstandenen Anspruch auf Auszahlung der Dividende an die Gesellschaft abzutreten, um 
im Gegenzug eigene Aktien der Gesellschaft zu erhalten.  

Die Durchführung einer Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien kann als an alle 
Aktionäre gerichtetes Angebot unter Wahrung ihres Bezugsrechts und unter Wahrung des 



 

Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) erfolgen. Dabei werden den Aktionären nur 
jeweils ganze Aktien zum Bezug angeboten; hinsichtlich des Teils des 
Dividendenanspruchs, der den Bezugspreis für eine ganze Aktie nicht erreicht (bzw. diesen 
übersteigt), sind die Aktionäre auf den Bezug der Bardividende verwiesen und können 
insoweit keine Aktien zeichnen; ein Angebot von Teilrechten ist ebenso wenig vorgesehen 
wie die Einrichtung eines Handels von Bezugsrechten oder Bruchteilen davon. Weil die 
Aktionäre anstelle des Bezugs eigener Aktien insoweit anteilig eine Bardividende erhalten, 
erscheint dies als gerechtfertigt und angemessen.  

Im Einzelfall kann es je nach Kapitalmarktsituation im Interesse der Gesellschaft und ihrer 
Aktionäre liegen, die Durchführung einer Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien 
so auszugestalten, dass der Vorstand zwar allen Aktionären, die dividendenberechtigt sind, 
unter Wahrung des allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) eigene Aktien 
zum Bezug gegen Abtretung ihres Dividendenanspruchs anbietet, jedoch formal das 
Bezugsrecht insgesamt ausschließt. Die Durchführung der Aktiendividende unter formalem 
Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht die Durchführung der Aktiendividende zu 
flexibleren Bedingungen. Angesichts des Umstandes, dass allen Aktionären die eigenen 
Aktien angeboten werden und überschießende Dividenden-Teilbeträge durch Zahlung der 
Bardividende abgegolten werden, erscheint auch insoweit der Bezugsrechtsausschluss als 
sachlich gerechtfertigt und angemessen. 

e) Die Gesellschaft soll nach Buchstabe b) ee) der vorgeschlagenen Ermächtigung eigene 
Aktien auch ohne weiteren Beschluss der Hauptversammlung einziehen können. Dabei kann 
die Einziehung auch ohne Herabsetzung des Grundkapitals erfolgen durch Anpassung des 
anteiligen Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft. In diesem 
Zusammenhang soll der Vorstand auch zur erforderlichen Anpassung der Angabe der Zahl 
der Stückaktien in der Satzung ermächtigt sein. 

f) Der Vorstand soll zudem ermächtigt werden, erworbene eigene Aktien unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft, Mitgliedern des 
Vorstands und der Geschäftsführungen von nachgeordneten Konzernunternehmen der 
Gesellschaft im Sinne von § 18 AktG sowie Arbeitnehmern der Gesellschaft oder von 
Konzernunternehmen im Rahmen der vereinbarten Vergütung und/oder zur Erfüllung von 
Verpflichtungen der Gesellschaft aus Management- und 
Arbeitnehmerbeteiligungsprogrammen, Share-Matching-Plänen, Performance-Share-
Programmen, Aktienwertsteigerungsrechten (Stock Appreciation Rights) oder anderen 
virtuellen Aktien- oder Aktienoptionsprogrammen zum Erwerb anzubieten, zuzusagen oder 
Aktien an solche Personen zu veräußern oder zu übertragen (Buchstabe b) ff) der 
vorgeschlagenen Ermächtigung). Soweit die eigenen Aktien an Mitglieder des Vorstands der 
Gesellschaft ausgegeben werden sollen, entscheidet im Rahmen der von der Gesellschaft 
ausgegebenen Ermächtigung nicht der Vorstand, sondern entsprechend der 
aktienrechtlichen Zuständigkeitsverteilung der Aufsichtsrat.  

Die Ausgabe von Aktien an die Belegschaft und Organmitglieder liegt im Interesse der 
Gesellschaft und ihrer Aktionäre, da hierdurch die Identifikation mit der Gesellschaft gestärkt 
wird. Zudem wird die Bereitschaft zur Übernahme größerer, vor allem wirtschaftlicher 



 

Mitverantwortung gefördert und ein Anreiz geschaffen, auf eine dauerhafte Wertsteigerung 
für das Unternehmen zu achten. Durch die Ausgabe von Belegschaftsaktien und von Aktien 
an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft und der Geschäftsführungen von 
nachgeordneten Konzernunternehmen der Gesellschaft ist es weiter möglich, langfristige 
Anreize zu schaffen, bei denen nicht nur positive, sondern auch negative Entwicklungen 
Berücksichtigung finden. So kann durch die Gewährung von Aktien mit einer 
Veräußerungssperre oder Halteanreizen neben dem Bonus-Effekt zusätzlich auch ein 
Malus-Effekt im Fall von negativen Entwicklungen geschaffen werden. Es handelt sich damit 
um ein Instrument, das im Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre eine größere 
wirtschaftliche Mitverantwortung herbeiführen kann.  

Auf Grundlage der Ermächtigung sollen Aktien auch entgeltlos oder zu anderen 
Sonderkonditionen zum Erwerb angeboten oder zugesagt bzw. veräußert oder übertragen 
werden können. Die Aktien sollen auch einem Kreditinstitut oder einem anderen die 
Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllendes Unternehmen übertragen 
werden können, das die Aktien mit der Verpflichtung übernimmt, sie ausschließlich 
Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft, Mitgliedern des Vorstands und der 
Geschäftsführungen von nachgeordneten Konzernunternehmen der Gesellschaft im Sinne 
von § 18 AktG sowie Arbeitnehmern der Gesellschaft oder von Konzernunternehmen zum 
Erwerb anzubieten, zuzusagen oder Aktien an solche Personen zu veräußern oder zu 
übertragen. Die an Mitarbeiter der Gesellschaft und nachgeordneter Konzernunternehmen, 
an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft oder an Mitglieder der Geschäftsführung von 
nachgeordneten Konzernunternehmen zu übertragenden Aktien sollen auch im Wege von 
Wertpapierdarlehen von einem Kreditinstitut oder einem anderen die Voraussetzungen des 
§ 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unternehmen beschafft und die aufgrund der 
vorstehenden Ermächtigung oder einer früheren Ermächtigung erworbenen Aktien zur 
Rückführung dieser Wertpapierdarlehen verwendet werden können. 

Da die Aktien nur an bestimmte Personen ausgegeben werden sollen, ist der Ausschluss 
des Bezugsrechts erforderlich. Aus Sicht von Vorstand und Aufsichtsrat ist dies aufgrund der 
mit einer aktienbasierten Beteiligung der Belegschaft einhergehenden positiven Effekte 
gerechtfertigt. 

g) Darüber hinaus ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht auszuschließen, um den Inhabern beziehungsweise Gläubigern von 
Wandlungs-/Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft beziehungsweise entsprechender 
Wandlungs-/Optionspflichten zum Ausgleich von Verwässerungen Bezugsrechte in dem 
Umfang zu gewähren, wie sie ihnen nach Ausübung dieser Rechte beziehungsweise 
Erfüllung dieser Pflichten zustünden. 

h) Schließlich ist der Vorstand ermächtigt, bei einem Angebot zur Veräußerung eigener Aktien 
an alle Aktionäre Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszuschließen, um glatte 
Bezugsverhältnisse zu erreichen. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich 
etwaiger Spitzenbeträge würden die technische Durchführung der Veräußerung und die 
Ausübung des Bezugsrechts erheblich erschwert. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der 



 

Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder durch Verkauf über die Börse 
oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung der unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagenen 
Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss 
bestehen derzeit nicht.  

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über den Erwerb und die Verwendung eigener Aktien 
berichten.  
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